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Einführung von alternierender Telearbeit im Bereich der
hessischen Landesverwaltung;

h i er: Anschlussvereinbarung vom 20. Juni 2003

Nachstehend gebe ich den Wortlaut der am 20. Juni 2003 Zwischen
der Hessischen Landesregierung und der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft sowie der dbb tarifunion abgeschlossenen An-
schlussvereinbarung nebst Anlagen bekannt.

Wiesbaden, 30. Juni 2003

Hessisches Ministerium
des Innem und für Sport
111- Telearbeit

StAnz. 28/2003 S. 2748

Anlage
zur HMdI-Bekanntmachung
vom 30. JUni 2003
111- Telearbeit-

Zwischen
der H~ssischen Landesregierung
vertret~n durch den Hessischen Minister des Innern und für Sport

einerseits
und

§42
Anrechnung

(1) Für die Beamtinnen und Beamten mit I. Fachprüfung dauern
die berufspraktischen Studie~eiten insgesamt mindestens drei
Monate:
1. Praktikum I 4 Wochen

Fachkommissaria t/Ermi ttl ungsgruppe
2. Praktikum 11 4 Wochen

-Laufbahn Schutzpolizei -'-"

Fachkommissaria t/E rmi ttl ungs gr:u ppe
-Laufbahn Kriminalpolizei -

Fachkommissariat, Arbeitsgruppen/
Sonderkommissionen

3. Praktikum III 4 Wochen
-Laufbahn Schutzpolizei -

ErmittlungsdienstiFachkommissariat 3 Wochen
Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben, 1 Woche

-Laufbahn Kriminalpolizei -

Hessisches Landeskriminalamt 2 Wochen
Staatsanwaltschaft 1 Woche
Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben 1 Woche

In dieser Zeit sollen die Beamtinnen und Beamten in Aufgaben
eingewiesen werden, in denen sie bisher noch nicht verwendet
wurden. Während dieser Zeit werden weder Leistungsnachweise
noch Leistungsberichteerstellt. Die Studierenden führen Beschäf-
tig1lngsnachweise nach Muster der Anlage 2, die Bestandteil der
Prüfungsakte werden.
(2) Für Beamtinnen und Beamte mit besonderen Verwendungen
können spezielle Ausbildungspläne erstellt werden.
(3) Der Erholungsurlaub wird zwischen den Studienabschnitten
gewährt.

andererseits.
wird folgende Anschlussvereinbarung in Fo~ einer Gemeinsa-
men Erklärung zur Ausgestaltung von § 12 Abs. 1 und 2 des Tarif-
vertrages über die Arbeitsbedirigu~en von Arbeitnehmern auf
Arbeitsplätzen mit Geräten der Informationstechnik von 1987
(StAnz. S. 2473) sowie der einseitigen Erklärung des Landes Hes-
sen zu § 12 dieses Tarifvertrages (StAnz. S. 2475) zur Einführung
von alternierender Telearbeit im Bereich der hessischen Landes-
verwaltung geschlossen:

1. Präambel
1.1 Nac4dem der "Modellversuch zur Verbesserung der Verein-

barkeit von Beruf und Familie für Frauen und Männer durch
alternierende Telearbeit im Bereich der Hessischen Landes-
verwaltung" erfolgreich beendet worden ist, werden R~elun-
gen geschaffen, um alternierende Telearbeit als neue Arbeits-
form in der Landesverwaltung dauerhaft einzuführen.
Alternierende Telearbeit liegt dann vo~, wenn Beschäftigte
ihre indivi!iuelle regelmäßige Arbeitszeit teilweise zu Hause
(häusliche Arbeitsstätte) und teilweise in der Dienststelle (be-
hördliche Arbeitsstätte) erbringen. Die häusliche Arbeit~-
stätte ist mit der behördlichen Arbeitsstätte durch elektroDl-
sche Kommunikationsmittel verbunden. "Arbeiten im häus-
lichen Bereich" bedeutet nicht Heimarbeit im Sinne des
Heimarbeitsgesetzes oder im Rahmen privatrechtlicher Werk-
verträge, sondern im Rahmen des bestehenden Arbeits- bzw.
Dienstverhältnisses.
Telearbeitsetzt voraus, dass die Aufgaben IT-unterstützt er-
ledigt werden. Die Regelungen des Tarifvertrages vom 3~. No-
vember 1987 über "die Arbeitsbeqmgungen von ArbeItneh-
mern auf Arbeitsplätzen mit Geräten der Informationstech-
nik" sowie der Bildschinnarbeitsverordnung vom 4. Dezem-
ber 1996 bleiben unberührt.

1.2 I?ie Re~elungen orientieren sich an denje.~gen Vorgaben, ~~
sIch wahrend des Modellversuches bewährt haben. G~
sätzlich gilt, dass alternierende Telearbeit nur möglich l~t,
wenn sie mit dienstlichen Interessen vereinbar ist. Alterme-
rende Telearbeit setzt eine ziel- und ergebnisorientierteFüh-
rung und Mitarbeit voraus. Die Rechte der Frauenbeauftrag-
ten des Personalrates und der Schwerbehindertenvertretung,
insbesondere hinsichtlich der Beendigung der alternierenden
Telearbeit, bleiben gewahrt.

§ 43
Gesamtnote, Bestehen der Prüfung

(1) Abweichend von § 34 Abs. 2 werden zur Bildung der Gesamt-
note

die Durchschnittspunktzahlen
-der Zwischenprüfung mit 1
-der Prüfungsklausuren mit 3

die Studienn9te mit 2
das ErgebnIs der mündlichen PrUfung mit 2

multipliziert und die Summe durch 8 geteilt.
(2) Abw~ichend von § 23 Abs. 4 SatZ 1 und § 39 Satz 1 können Stu-
dierende auf Antrag ohne Wiederholung des Grundstudiums II
oder Hauptstudiums II zur Zwischen- und Laufbahnprüfung im
folgenden Prüfungsjahr zugelassen werden. Die Wiederholung be-
schränkt sich auf die Zulassungsvoraussetzungen und Prüfungs-
teile, die zum Nichtbestehen der Zwischen- oder Laufbahnprü-
fung geführt haben. Bei prüfungsklausureJ;1 sind alle Klausuren zu
wiederholen, die mit weniger als 5,00 PUnkten bewertet wurden.
(3) Bestehen Beamtinnen und Beamte die Zwischenprüfung oder
die Laufbahnprüfung auch im Wiederholungsfall nicht, ist die Zu-
lassung zum Qualifikationsstudium endgültig aufzuheben.

VI. Schlussbestimmungen
§ 44

Übergangsregelung
Die Ausbildungs- und Prüfungsordriung für den gehobenen Poli-
zeivollzugsdienst (APOgPVD} vom 25. Juni 2001 {StAnz. S. 2590)
gilt in der vorliegenden Fassung für die Studierenden, die ihr Stu-
dium nach d~m 1. Januar 2001 aufgenomm~n haben.

§ 45
In-Kratt-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Staats-
anzeiger für das Land Hessen in Ktaft und mit Ablauf 2008 außer
Kraft.

Wiesbaden, 24. Juni 2003 ,1.,
Der Hessische Minister
des Innemund für Sport
gez. B ou f f i e r
Staatsminister
-Gült...Verz. 322-

StAnz. 28/2003 S. 2743

.Anmerkung:
Die Vereinbarung ist gleichlautend, aber getrennt vereinbart mit. k
a)der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft e.V. -Landesbez1T

Hessen,
und

b) dbb tarüulrion,
diese zugleich handelnd für
-den Bund Deutscher Kriminalbeamter d,
-den Deutschen Handels- und Industrieangestellten-:Verb:
-die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und Dienstleistung.
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Überstunden und Mehrarbeit können in der häuslichen Ar-
beitsstätte nur auf vorherige Anordnung geleiStet werden.

4.2 Die Anordnung von Anwesenheitszeiten in der behördlichen
Arbe~tsstätte, die über das verej:nbarteMaß hinausgehen, soll
verInleden werden. Soweit während der Arbeitszeit in der
häuslichen Arbeitsstätte die Anwesenheit in der Dienststelle
für den gleichen Tag angeordnet wird, ist die Fahrzeit auf die
Arbeitszeit anzurechnen.

4.3 Systembedingte Ausfallzeiten der technischen Arbeitsmittel
(Computer.. Telekonununikationsanlagen) von mehr als einem
Arbeitstag gehen während der Regelarbeitszeit zu Lasten des
Landes als Arbeitgeber bzw. Dienstherr (künftig Land), wäh-
rend anderer Zeiten zu Lasten der Beschäftigten.

5. Arbeits- und Gesundheitsschutz
Die häusliche Arbeitsstätte muss in einem Raum sein, der fJ1r
einen dauernden Aufenthalt zugelassen und vorgesehen sowie
für die Aufgabenerledigung unter Berücksichtigung der allge-
meinen Arbeitsplatzanforderungen geeignet ist. Die Reservie-
rung eines gesonderten Raumes ist in der Regel nicht erfor-
derlich. Die fJ1r die behördliche Arbeitsstätte geltenden ar-
beitsschutzrechtlichen Regelungen und die allgemein gelten-
den Arbeitssicherheitsnormensind auf die häusliche Arbeits-
stätte anzuwenden. Arbeitsunfälle in der häuslichen Arbeits-
stätte fallen unter den gesetzlichen Unfallschutzfür Arbeit'-
nehmerinnen und Arbeitnehmer und- unter den Dienstunfall-
schutz für Beamtinnen und Beamte. Dieser Versicherungs-
und Unfallschutz erstreckt sich nicht auf Unfälle, die sich
während der Verrichtung privater Angelegenheiten ereignen.

6. Zugang zur häuslichen Arbeitsstätte
6.1 Die Einrichtung von Telearbeitsplätzen entbindet das Land

nicht von seiner Aufsichts- und Fürsorgepflicht.
Vor der Aufnahme der alternierenden Telearbeit ist einmalig
einer oder einem Beauftragten der Dienststelle nach vorheri-
ger Termmabsprache Zugang zur häuslichen Arbeitsstätte
einzuräumen, um die Erfordernisse an Arbeits- und Gesund-
heitsschutz, Datenschutz und Datensicherheit zu überprüfen.
Aus wichtigem Anlass sind ggf. auch weitere Begehungen
möglich. Die konkrete Umsetzung des Zugangsrechts erfolgt
in der individuellen Vereinbarung bzw. in dem Bescheid. So-
weit erforderlich, muss d~ese Regelung auch die Zusicherung
enthalten, dass die mit an der Wohnung Berechtigten mit die-
ser Zugangsregelung einverstanden sind.
Der Personalvertretung und ggf. der Frauenbeauftragten, der
Schwerbehindertenvertretung und dem behördlichen Daten-
schutzbeauftragten wird die Möglichkeit eingeräumt, an den
Begehungen teilzunehmen.

6.2 Den behördlichen Administratoren ist zur oder nach Einrich-
tung der häuslichen Arbeitsstätte nach vorheriger Terminab-
sprache ein Zugangsrecht zu gewähren, um die erforderlichen
Einrichtungs-, Wartungs- bzw. Repara~urarbeitenvorzuneh-
men. Dem behö~dlichen Datenschutzbeauftragten iSt eben-
falls nach vorheriger Terminabsprache ein Zugangsrecht zu
gewähren, um die Datensi8herheitsmaßnahmen zu überprü-
fen.

6.3 Bei Nichtgewährting desZugangsrechtes kann die Vereinba-
rung bzw. die Genehmigung zur alternierenden Telearbeit un-
verzüglich gekündigt bzw. widerrufen werden.

6.4 Bei einer privat veranlassten Verlegung der häuslichen Ar.,
beitsstätte ist das Verfahren nach Nr. 6.1 und ~.2 erneut
durchzuführen. Die durch die Verlegung entstehenden Sach-
kosten (insbesondere die Anschlusskosten) haben die Be-
schäftigten zu tragen.

7. Arbeitsmittel
7.1 Die notwendigen und den Arbeitsschutzbestinunungen ent-

sprechenden Arbeitsmittel für die häusliche Arbeitsstätte ein-
schließlich der erforderlichen Büroeinrichtung werden vom
Land kostenlos mit einer besonderen Zugriffsschutzsoftware
zur Verfügung gestellt und verbleiben im Eigentum des Lan-
des. Das Land stellt die Betreuung und Wartung sicher. Eine
private Nutzung der zur Verfügung gestellten informations-
technischen Arbeitsmittel ist nicht zulässig. Die Beschäftigten
haben Sorge zu tragen, dass die bereitgestellten Arbeitsmittel
und die Büroeinrichtung im Rahmen der üblichen Sorgfalts-
pflicht vor dem Zugriff durch Dritte geschützt sind.

7.2 Die Beschäftigten Stellen den Arbeitsraum und den Telefon-
anschluss. Die KoSten der Datenübertragung trägt das Land.
Das Land zahlt weder einen Anteil an der Miete noch Strom-
und Heizungskosten. Telekonununikationskosten für Dienst-
gespräche werden gegen Nachweis (z. B. Einzelabrechnung
durch die Telefongesellschaft) vom Land übernommen.
Eine Pauschalierung ist einvernehmlich möglich.

Folgende Zielsetzungen werden unter Einbeziehung der Er-
kenntnisse aus der wissenschaftlichen UntersuchUng des Mo-
dellversuches angestrebt:
Verbesserte Vereinbarkeit von Familie oder besonderem per-
sönlichen Lebenszuschnitt und;Beruf (insbesondere durch hö-
here Arbeitszeitflexibilität), gesteigerte Arbeitszufriedenheit,
Motivationsanstieg, Effektivitäts- und Effizienzgewinn, vor-
zeitige Wiederaufnahme der Berufstätigkeit, Schwerbehin-
dertenförderung, verantwortungs geprägte Mitarbeiterfüh-
rung durch Zielvereinbarungen, verbesserte Raumnutzungin
der Dienststelle.

2. Geltungsbereich
Die Teilnahme der Beschäftlgten an der alternierenden Tele-
arbeit beruht auf freiwilliger Basis. Für alternierende Telear-
beit eignen sich in der Regel $olche Tätigkeiten, die eigen-
ständig durchzuführen sind, die konkrete und messbare Er-
gebnisse haben und die ohne eine wesentliche Beeinträchti-
gung des Dienstablaufs bei eingeschränktem Kontakt zur
Dienststelle und insbesondere unter Beachtung des Daten-
schutzes i1Ii häuslichen Bereidh der Beschäftigten erledigt'
werden können. Auf die-Teilna};ime an der alternierenden Te-
learbeit besteht kein Rechtsanspruch. Die Einrichtung von
Telearbeitsplätzen erfolgt vorrangig nach Maßgabe dienst-
licher Interessen. Die Funktionsfähigkeit der betroffenen Or-
ganisationseinheiten muss gewi!hrleistet sein.
Die Beschäftigten verbleiben im ihrer bisherigen Rechtsstel-
lung, ihr arbeits- und sozialversicherungsrechtlicher bzw. be-
amtenrechtlicher Status bleibt unverändert. Sie haben gleiche
Chancen bei Beförderung; Aufstieg und F~rtbildung.

3. Teilnahmevoraussetzungen
Die Teilnahme an der alternierenden Telearbeit steht Frauen
und Männerngleichermaßen offen. Sie erfolgt freiwillig. Be-
schäftigte sollen grundsätzlich mit mindestens der Hälfte der
wöchentlichen Arbeitszeit beschäftigt sein und müssen min-
destens sechs Monate der Landesverwaltung angehören.
Soweit sich mehr Beschäftigte bewerben, als Telearbeits-
plätze vorhanden sind, sind unbeschadet vorrangiger dienst-
licher Interessen zunächst Beschäftigte zu berücksichtigen,
bei denen eine besondere familiäre Situation (z. B. Betreuung
von Kindern bis zu 18 Jahren oder Pflege naher Angehöriger),
eine Schwerbehinderung oder sonstige vergleichbare Gründe
vorliegen. Ein möglichst ausgewogenes Verhältnis von Frauen
und Männern wird angestrebt. Sofern eine Dienststelle alter-
nierende Telearbeit anbietet, sind alle Beschäftigten hierüber
zu informieren.
Die Beschäftigten sowie deren Vorgesetzte werden vor Auf-
nahme der alternierenden Telearbeit umfassend über ihre
Rechte und Pflichten informiert 1md beraten, z. B. hinsichtlich
Zei tmanagem ent, Selbstorganisation, Kommunika ti onsfähig-
keit, Unfallschutz und Haftungsrecht.

4. Arbeitszeit
4.1 Die Erfassung der Arbeitszeit in der häuslichen Arbeitsstätte

erfolgt durch Selbstaufzeichni1Itg; die Arbeitszeit in der be-
hördlichen Arbeitsstätte wird durch Betätigen des Zeiterfas-
sungssystems festgehalten. Die Verteilung der Arbeitszeit auf

, die beiden Arbeitsorte wird für Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer durch eine schriftliche Vereinbarung einver-
nehmlich geregelt und für beamtete Beschäftigte durch Be-
scheid festgelegt. Soweit nicht e.ne andere Festlegung getrof-
fen wird, sollen die Beschäftigtem in der Regel die Hälfte ihrer
individuellen Wochenarbeitszeit in der behördlichen Arbeits-
stätte verbringen. Alle Beschäftigten sollen jedoch mindestens
zwei Tage in einem Zeitraum von zwei Wochen in der behörd-
lichen Arbeitsstätte verbringen.
fuder Vereinbarung bzw. dem nescheidist verbindlich auch
eine .feste Präsenzzeit (Kommuilikationszeit) für jeden Ar-
beitstag in der häuslichen Arbeit$stätte festzulegen, die inner-
halb der Regelarbeitszeit der Dienststelle liegen muss. Die Be-
schäftigten müssen während der Präsenzzeit in ihrer häus-
lichen Arbeitsstätte für die Dienststelle erreichbar sein. Aus-
nahnien hierzu sind nur i1Ii EinZelfall in Absprache mit den
zuständigen Vorgesetzten mögli~h. Unabhängig von den fes-
te~ Präsenzzeiten können die Beschäftigten die Lage ihrer Ar-
bertszeiten in der häuslichen Arbeitsstätte frei bestinimen.
I?abei sind jedoch insbesondere die tariflichen und gesetz-
hcheri Bestimmungen des Arbeitsschutzes zu beachten.
Für Urlaub, Krankheit und sons~ge Arbeitsverhinderung gel-
t~n di,eentsprechenden Regelungen der Dienststelle. Es ist für
~ese Fälle eine Vertretungsregelhng inder individuellen Ver-
eInbarung bzw. dem Bescheid zu treffen.

, .;,
,-"
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Muster Anlage 1

Teilnahmevereinbarung
zWischen

-nachstehend Arbeitgeber genannt , und

; -nachstehend ArbeitnehmerinfArbeitnehmer gen~t.=."".

'. I

geboren am .., ,...,...,
wohnhaft: , ' wird in Ergänzung des Arbeitsvertrages vom ' ' "" ".'."." ,.

Folgendes vereinbart:

1. Grundlage
Grundlage für die Einrichtung des TelearbeitsplatzessoWie die
Be.sch~.ftiguhg in alternierender Telearbeit stellt ~e in Kopie
beigefügte vom dar, deren Inhalt hiermit aus-
drücklich zum Gegenstand der Vereinbarung gemacht wird.

2. Häusliche Arbeitsstätte
2..1 Die räumlichen Voraussetzungen der häuslichen Arbeitsstätte

wurden in einer gemeinsamen BegehUng (Teilnehmerinnen und
Teilnehmer: ) vor Ort überprüft. Die häusliche Arbeits-
stätte wurde auf folgenden Standort in der Wohnung der Ar-
beitnehmerin oder des Arbeitnehmers festgelegt:
-Beschreibung der häuslichen Arbeitsstätte inder Wohnung

der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers

Aus der in Anlage 1 beigefügten Skizze des Zimmers, in dem
sich die häusliche Arbeitsstätte befindet, kann der Standort er-
gänzend entnommen werden.

2.2 Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer ist damit einver-
standen, dass aus Wichtigem Anlass ggf.. weitere Begehungen
möglich sind. Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer si-
chert in diesem Zusammenhang ausdrücklich zu, dass mögliche
MitinhaberinIien bzw; Mitirihaberder Wohnung mit den wei-
teren Begehungen ebenfalls einverstanden sind.

2.3 Die ArbeitnehmerlD oder der Arbeitnehmer verpflichtet sich,
dem Hessischen Dl!ctenschutzbeauftragten und dem behörd-
lichen Datenschutzbeauftragten nach vorheriger Terminver-
einbarung ggf. auch schon vor der Arbeitsaufnahme Zugang
zur häuslichen Arbeitsstätte zu gewähren, um die vorhandenen
Datensicherungsmaßnahmen und die Einhaltung der Daten-
schutzbestimmungen zu überprüfen. Weiterhin verpflichtet
sich die Axbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer, den behörd-
lichen Administratoren zur oder nach Einrichtung der häus-
lichen Arbeitsstätte n~ch vorheriger Terminabsprache ein Zu-
gangsrecht zU gewähren, um die erforderlichen Einrichtungs-,
Wartungs- bzw. Reparaturarbeiten vorzunehmen. Die Arbeit-
nehmerin oder der Arbeitnehmer sichert in diesem Zusammen-
h~ng ausdrücklich zu, dass mögliche MitinPaberinIien bzw.
Mitinhaber der Wohnung mit dieser Zugangsregelung einver-
standen sind,

3. Arbeitsmittel
Zur Ausstattung ~er häuslichen Arbeitsstätte wurden. di~ in
der Anlage 2 aufgeführten Arbeitsmittel (bzw. Büroemnch-
tungsgegenstände) vom Arbeitgeber kostenlos mit einer ?eson-
deren Zugriffsschutzsoftware zur Verfügung gestellt. Sie ver-
bleiben im Eigentum des Arbeitgebers.

4. Arbeitszeit
4.1 Arbeitszeitverteilung .

Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
der Arbeitnehnierin oder des Arbeitnehmers beträgt ., Stun-
den. Sie wird Wie folgt verteilt:


